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Regelleistungsvolumina

Keine Änderungen in der RLV-Systematik im 
Quartal 2/2010
Ursprünglich sollte der Bewertungsausschuss noch im Dezember 2009 einen 
Beschluss zu weiteren Änderungen in der RLV-Systematik fassen (siehe 
Nr. 11/2009). KBV und Kassen konnten sich jedoch im Dezember im Bewer-
tungsausschuss nicht auf die Modalitäten verständigen. Somit gibt es voraus-
sichtlich im Quartal 2/2010 ebenfalls keine Änderungen in der RLV-Systematik.

Neue Zusatzbudgets zum RLV 
ab Quartal 3/2010? 

Nach den Vorstellungen der KBV soll 
es künftig neben den RLV auch im 
fachärztlichen Bereich Zusatzbud-
gets, bezeichnet als qualifikations-
gebundene Zusatzvolumina (QZV), 
geben. In der Diskussion für die 
Bildung derartiger Zusatzvolumina 
sind nicht nur Leistungen, die bisher 
außerhalb der RLV vergütet werden, 
wie beispielsweise bei Radiologen 
die MRT-Angiographie. Auch für 
radiologische Leistungen, die bisher 
innerhalb der RLV vergütet werden, 
beispielsweise Sonographie, CT und 
MRT, könnte es solche Zusatzvolumi-
na geben. Ausgenommen davon sind 
alle außerhalb der morbiditätsbeding-
ten Gesamtvergütung von den Kran-
kenkassen zu zahlenden Leistungen, 
insbesondere Strahlentherapie und 
belegärztliche Leistungen, sowie 
Leistungen im Notfalldienst.

Wie die RLV sollen auch die Zusatz-
volumina der Höhe nach begrenzt 
werden. Die Leistungen innerhalb 
dieser Zusatzvolumen werden nur 

bis zu einer bestimmten Obergren-
ze in voller Höhe, darüber hinaus 
abgestaffelt vergütet.

Ziel der Einführung dieser Zusatz-
volumina ist es, die RLV, die in fast 
allen KVen seit dem Quartal 4/2009 
wegen einer starken Zunahme der 
freien Leistungen mehr oder weni-
ger deutlich gesunken sind, zu sta-
bilisieren. Durch eine Budgetierung 
der freien Leistungen steht dann ein 
größeres Honorarvolumen für die 
RLV zur Verfügung. Darüber hinaus 
würde die Einführung derartiger 
Zusatzvolumina das unterschiedliche 
Leistungsspektrum in radiologischen 
Praxen besser berücksichtigen.

Regionale Regelungen gelten 
zunächst weiter

Einige KVen wie die KV Nordrhein 
haben bereits eigene Regelungen 
zur Mengenbegrenzung der au-
ßerhalb der RLV zu vergütenden 
Leistungen entwickelt und mit 
den Kassen für 2010 vereinbart. In 
Ermangelung einer bundeseinheit
lichen Regelung dürften diese auch 
im Quartal 2/2010 weiter gelten.
Es bleibt abzuwarten, ob und wie 
sich KBV und Krankenkassen in den 
nächsten Monaten über bundesein-
heitliche Maßnahmen zur Mengen-
begrenzung verständigen können. 
Wir halten Sie auf dem Laufenden.

Versorgungsengpass Radionuklide

Übergangsregelung für 
18-Fluor-PET weiter bis 
30. Juni 2010 verlängert
Da sich die Versorgungssituation mit 
99m-Technetium für Knochenszin-
tigraphien nicht wesentlich geändert 
hat, haben KBV und Krankenkassen 
Ende Dezember die Übergangs-
regelung zur Durchführung  von 
PET-Untersuchungen mit 18-Fluorid  
bis zum 30. Juni 2010 verlängert. 
Unter den in der Ausgabe 12/2008 
genannten Bedingungen können da-
mit weiterhin PET-Untersuchungen 
mit 18-Fluorid als vorübergehende 
Alternative zur Knochenszintigraphie 
bei GKV-Versicherten durchgeführt 
und abgerechnet werden.
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Sozialgericht Reutlingen

Mammographie-Screening: Ermächtigungen nur 
bei realer Konkurrenzsituation anfechtbar
von Rechtsanwalt und Fachanwalt für Medizinrecht Dr. jur. Joachim B. Steck, 
Kanzlei Klammt-Asprion & Steck, Tübingen, www.arztundmedizinrecht.de

Seit einem Urteil des Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahre 2004 steht 
fest, dass niedergelassene Vertragsärzte bei Vorliegen bestimmter Vorausset-
zungen dazu berechtigt sind, persönliche Ermächtigungen von Krankenhaus-
ärzten anzufechten. Die Detailfragen zur Anfechtungsbefugnis sind durch das 
Bundessozialgericht inzwischen weitgehend geklärt. Im Kontext mit Mammo-
graphie-Screening-Programmen gilt grundsätzlich, dass bei Bewerbungen zur 
Teilnahme grundsätzlich dem niedergelassenen Arzt Vorrang vor dem ermäch-
tigen Arzt einzuräumen ist. Fehlt es allerdings an einer realen Konkurrenzsitu-
ation, ist ein niedergelassener Arzt nach einem Urteil des Sozialgerichts (SG) 
Reutlingen vom 20. August 2009 nicht zur Anfechtung der einem Krankenhaus-
arzt erteilten Ermächtigung befugt (Az: S 1 KA 123/09; noch nicht rechtskräftig).

Sachverhalt

Ein niedergelassener Radiologe 
wandte sich per Widerspruch 
gegen die Ermächtigung eines 
Krankenhausarztes zur Befundung 
von Leistungen im Rahmen des 
Programms zur Früherkennung 
von Brustkrebs (Mammographie-
Screening-Programm). Er machte 
geltend, er sei als niedergelassener 
Vertragsarzt durch die Ermächtigung 
des Krankenhausarztes in seinen 
Rechten verletzt. Das Besondere an 
diesem Fall ist, dass der Radiologe 
selbst bislang noch nicht am Mam-
mographie-Screening-Programm als 
Befunder teilgenommen hat, aber 
teilnehmen möchte. Die für diese 
Screening-Einheit Programm verant-
wortlichen Ärzte lehnen eine Zusam-
menarbeit mit ihm aus persönlichen 
Gründen ab. Außerdem halten sie 
ihn für weniger qualifiziert als den 
ermächtigten Krankenhausarzt. 

Verfahren und Urteilsgründe

Der Radiologe hatte mit seinem 
Widerspruch zunächst Erfolg: Der 
Berufungsausschuss gab diesem 
statt und hob die Ermächtigung des 
Krankenhausarztes auf, da der Vor-

rang niedergelassener Vertragsärzte 
verletzt sei. 

Der Erfolg des Radiologen war 
allerdings nicht von Dauer: Das 
SG Reutlingen gab der dagegen 
gerichteten Klage statt und hob 
den Bescheid des Berufungsaus-
schusses wieder auf. Nach inzwi-
schen gefestigter Rechtsprechung 
des Bundessozialgerichts sei der 
Radiologe nicht anfechtungsbefugt 
gewesen. Es fehle an einer realen 
Konkurrenzsituation, da er selbst 
nicht am Mammographie-Scree-
ning-Programm teilnehme und des-
halb diese Leistungen auch bislang 
nicht abrechnen dürfe. Sein Wider-
spruch hätte deshalb als unzulässig 
zurückgewiesen werden müssen. 
Der Berufungsausschuss hat gegen 
das Urteil Berufung eingelegt. 

Fazit 

Die inzwischen gefestigte Recht-
sprechung des Bundessozialge-
richts zur Drittanfechtung ist auch 
auf das Mammographie-Screening-
Programm uneingeschränkt zu 
übertragen. Ein Konkurrentenwi-
derspruch setzt – ebenso wie eine 
Konkurrentenklage – unter ande-

rem eine bereits bestehende reale 
Konkurrenzsituation voraus. Fehlt 
es – aus welchen Gründen auch 
immer – an dieser, fehlt es auch an 
einer entsprechenden Anfechtungs-
befugnis des Widerspruchsführers. 

Leserforum

Angio-CT: Abrechnung 
nach EBM oder als IGeL?
Frage: „Manchmal ergibt es sich, 
dass zur Abklärung der Gefäßver-
hältnisse kein Angio-MRT durchge-
führt werden kann, zum Beispiel 
bei Patienten mit Herzschrittma-
chern. Meist führen wir dann ein 
Angio-CT durch. Im Gegensatz zu 
den Angio-MRT gibt es aber im 
EBM keine Positionen für Angio-CT. 
Wie sind diese abzurechnen?“

Antwort: Für Angio-CT enthält der 
EBM tatsächlich keine Positionen. 
In der Regel sind Angio-CT daher 
privat als IGeL zu liquidieren. Im 
Gegensatz zu den Angio-MRT, für 
die eigens das Kapitel 34.4.7 in den 
EBM aufgenommen wurde, gibt es 
keine entsprechenden CT-Positionen 
im EBM. Damit bleibt Ihnen nichts 
anderes übrig, als den Patienten zu 
verdeutlichen, dass Angio-CT keine 
Kassenleistungen sind mit der Folge, 
dass diese von ihm selbst bezahlt 
werden müssen. Vor der Durchfüh-
rung eines Angio-CT als IGeL ist 
mit dem Patienten ein schriftlicher 
Behandlungsvertrag zu schließen, in 
dem auch auf die Verpflichtung zur 
Kostenübernahme hinzuweisen ist.

Bei dringlichen Fällen, in denen ein 
Angio-CT erbracht werden muss 
– wie in Ihrem Beispiel bei einem 
Patienten mit Herzschrittmacher – 
kann der Patient versuchen, bei sei-
ner Krankenkasse um eine Kosten-
erstattung zu bitten. Einen Anspruch 
darauf besteht allerdings nicht. 
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Qualitätsmanagement – Teil 4

QM-Regelungen zur Praxisorganisation,  
Einführung und Überwachung des QM-Systems
von Christine Hamdan, Diplom-Netzmanagerin im Gesundheitswesen, Hattingen

In Teil 3 dieser Beitragsserie wurden die Regelungen zur Patientenversorgung 
und zum Personalmanagement beschrieben. Im nachfolgenden vierten Teil 
geht es um Regelungen zur Praxisorganisation sowie zur Einführung und 
Überwachung des QM-Systems.

Praxisorganisation

Die Praxisorganisation umfasst 
neben der Ordnung der Arbeitsab-
läufe und der Organisationsstruktur 
alle Maßnahmen, die einer erfolg-
reichen Praxisführung dienen. An 
dieser Stelle können nicht alle Maß-
nahmen dazu aufgezählt werden. 
Es erfolgt eine Beschränkung auf 
diejenigen Faktoren, die relativ häu-
fig in Arztpraxen zu wenig beachtet 
werden. Dazu zählen Arbeitssicher-
heit, Hygiene, Datenschutz, Feh-
ler- und Beschwerdemanagement 
sowie Marketing. 

1. Arbeitssicherheit

Ziel des QM zur Arbeitssicherheit 
ist eine korrekte Umsetzung der 
Arbeitsschutz-Richtlinien zum 
Wohle der Mitarbeiter und der Effi-
zienz der Praxis. Die für die Praxis 
relevanten arbeitsschutzrechtlichen 
Bestimmungen (Brandschutz, 
Arbeitskleidung etc.) werden vom 
QM-Beauftragten ermittelt und 
festgehalten. Daraus resultierende 
notwendige Schulungen werden in 
den jährlichen Schulungsplan auf-
genommen. Die Mitarbeiter sind 
verpflichtet, an den Schulungen 
teilzunehmen. 

Alle zur Arbeitssicherheit relevanten 
Punkte werden geprüft und die Do-
kumente dazu überarbeitet (Prüfliste 
Brandschutz, Brandschutz- und Eva-
kuierungsplan, Checkliste Arbeits
sicherheit, Hautschutzplan etc.).

2. Hygiene und Infektionsschutz 

Das Gesetz schreibt vor, dass ein 
Hygienebeauftragter zu benennen 
ist. Dieser hat sich um folgende 
Aufgaben zu kümmern: 

Schutz der Mitarbeiter der Praxis •	
vor Ansteckung oder direktem 
Kontakt mit gefährlichen Sub
stanzen,

Schutz der Patienten vor gegen-•	
seitiger Ansteckung oder Gefähr-
dung, 

Beachtung der gesetzlichen •	
Standards und Erreichen der 
objektiven Hygiene (kein Keimbe-
fall) und der subjektiven Hygiene 
(saubere Praxiseinrichtung).

Guerbet informiert

Hygienebeauftragte: 
Neues Kursangebot 
der Guerbet Akademie
Die Guerbet Akademie bietet 
neu in 2010 bundesweit Kurse 
zu „Hygienebeauftragte in der 
radiologischen Praxis“ an.
Der 3-tägige Intensivkurs für 
MTRAs und Arzthelferinnen 
behandelt alle hygienerelevanten 
Themenbereiche und ist auf die 
besonderen Belange einer radio-
logischen Praxis zugeschnitten.
Bei Interesse wenden Sie sich 
bitte an Ihren zuständigen Guer-
bet Pharmaberater.

Steuererklärung

Fällt der Soli-Zuschlag?  
Chancen wahren
Das Finanzgericht (FG) Niedersach-
sen hegt Zweifel an der Verfassungs-
mäßigkeit des Solidaritätszuschlags 
und hat einen Streitfall dem Bundes-
verfassungsgericht zur endgültigen 
Klärung vorgelegt (Vorlagebeschluss 
vom 25.9.2009, Az: 7 K 143/08). 
Nach Auffassung des FG durfte der 
Soli-Zuschlag in einer Sondersituati-
on wie der Wiedervereinigung zwar 
erhoben werden, aber nicht für einen 
so langen Zeitraum. 

So wahren Sie Ihre Chancen auf 
eine Rückerstattung des Soli

Als Reaktion auf das Urteil haben 
die obersten Finanzbehörden des 
Bundes und der Länder beschlos-
sen, den Solidaritätszuschlag für die 
Veranlagungszeiträume ab 2005 vor-
läufig festzusetzen (BMF-Beschluss 
vom 7.12.2009, Az: IV A 3 – S 
0338/07/10010). Diese Vorläufig-
keit greift aber nur bei neuen oder 
geänderten Einkommensteuerfest-
setzungen. In diesen Fällen müssen 
Sie also nichts tun.

Für bereits erfolgte Steuerfestset-
zungen, die in diesem Punkt nicht 
vorläufig ergangen sind, gilt: Wollen 
Sie sich die Option auf Rückerstat-
tungen erhalten, sollten Sie bei allen 
offenen Veranlagungen die Vorläufig-
keit mit Hinweis auf den oben ge-
nannten Beschluss des BMF bean-
tragen. Der Antrag ist allerdings nur 
möglich, wenn der Steuerbescheid 
noch offen ist. Dies ist der Fall, wenn 
die Einspruchsfrist von einem Monat 
ab Erhalt des amtlichen Bescheids 
noch nicht abgelaufen ist oder wenn 
der Steuerbescheid aus anderen 
Gründen offen geblieben ist, zum 
Beispiel wegen eines Widerspruchs 
aus anderen Gründen.
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3. Datenschutz

Im Umgang mit dem sensiblen 
Thema Datenschutz gibt es in vielen 
Arztpraxen noch immer Mängel. 
Dabei sind Arztpraxen gesetzlich 
verpflichtet, einen internen oder ex-
ternen Datenschutzbeauftragten zu 
benennen. Dieser hat eine Analyse 
und ein Fehlerprotokoll zu erstellen. 
Einmal jährlich ist eine erneute Über-
prüfung erforderlich. Eine interne Lö-
sung führt allerdings zu erheblichen 
Abhängigkeiten des Arbeitgebers. 
Daher ist die Einschaltung eines 
externen Datenschutzbeauftragten 
– trotz der in der Regel höheren 
Kosten – oft die bessere Lösung.

4. Fehler- und Beschwerde
management

Das Fehler- und Beschwerdema-
nagement ist eine wichtige Säule 
des QM. Fehler oder Beinahefehler 
können für die Patienten oder für 
die Mitarbeiter und Ärzte schwer-
wiegende Folgen haben. Jeder 
Fehler sollte analysiert und Rück-
schlüsse für die Zukunft gezogen 
werden.

Zum Beispiel haben Beschwerden, 
die von Patienten in der Praxis offen 
geäußert werden, in aller Regel 
einen echten Grund. Am Umgang 
mit den Beschwerden zeigt sich, ob 
die Patientenorientierung der Praxis 
funktioniert. Um die Patienten 
dauerhaft an die Praxis zu binden, 
muss mit Beschwerden offen um-
gegangen werden. Beschwerden 
sind als Möglichkeit zu begreifen, in 
der Praxis etwas zu verbessern. Ob 
und wie solche Beschwerden in der 
Zukunft vermieden werden können, 
sollte in Teambesprechungen erör-
tert werden. Auch Patientenbefra-
gungen helfen, Beschwerdepoten-
zial zu erkennen und Rückschlüsse 
für Verbesserungen zu ziehen. 

5. Marketing

Die Wichtigkeit des Marketing 
haben inzwischen viele Großpraxen 
erkannt. Im QM ist dies ein Schlüs-
selthema. Eine Marketing-Maßnah-
me ist zum Beispiel eine gute eige-
ne Homepage. Auch die Wirkung 
von Flyern und Wartezimmer-TV mit 
Hinweisen zu besonderen Angebo-
ten sollte nicht unterschätzt wer-
den, ebenso nicht die persönliche 
Ansprache des Patienten. 

Einführung des QM-Systems

Wenn die Qualitätspolitik, die Re-
gelungen, Verfahrens- und Arbeits-
anweisungen erstellt sind und die 
entsprechenden internen Audits 
durchgeführt und dokumentiert 
wurden, kann das QM eingeführt 
werden. Das QM-Handbuch (QMH) 
muss auf der Grundlage der gesetz-
lichen Vorgaben erstellt werden und 
der DIN EN 9001:2000 oder dem 
KBV-System (QEP) entsprechen.

Die Regelungen des QM-Systems 
gelten ab dem Tag der Einführung. 
Der Arzt und alle Praxismitarbeiter 
verpflichten sich, die in diesem 
Handbuch dokumentierten Regelun-
gen zu befolgen und im Sinne der 
Qualitätsleistung und Qualitätsstei-
gerung umzusetzen. Dazu zählen die 
Beachtung der Regelungen des QM-
Systems sowie die Weiterentwick-
lung der Inhalte. Für die Handhabung 
des QM-Systems ist der Qualitätsbe-
auftragte verantwortlich.

Im Rahmen interner Audits fin-
det eine Überprüfung der QM-
Handbücher auf ihre Aktualität 
statt. Änderungen am QMH führt 
der Qualitätsbeauftragte durch. Es 
werden immer komplette Kapitel 
ausgetauscht. Die Aufnahme neuer 
Kapitel sowie die Löschung vor-
handener Kapitel werden sofort im 

Inhaltsverzeichnis dokumentiert. 
Die Änderungen werden vom QM-
verantwortlichen Arzt genehmigt, 
ebenso die Änderungen im Inhalts-
verzeichnis. Die geänderten Doku-
mente sind als Revision zu kenn-
zeichnen. Nicht mehr gültige Kapitel 
werden aus dem QMH entfernt und 
vom QM-Beauftragten für die Dauer 
von zehn Jahren archiviert. 

Zertifizierung des QM-Systems

Für die Zertifizierung ist ein externes 
Audit erforderlich. Die Durchführung 
des externen Audits richtet sich nach 
den Regelungen der DIN EN ISO 
9001:2000 oder QEP und wird nach 
Entscheidung für eine Zertifizierung 
entsprechend gehandhabt. Treten 
keine Unstimmigkeiten mehr auf, 
kann die Zertifizierung durchgeführt 
werden. Hierzu sollte möglichst eine 
Zertifizierungsgesellschaft, die sich 
auch im radiologischen Bereich gut 
auskennt, beauftragt werden. Gute 
Fachkenntnis wirkt sich in der Regel 
sehr vorteilhaft aus. 

Eine Zertifizierung gilt nur für drei 
Jahre. Wenn aber alle Revisionen 
ordnungsgemäß durchgeführt wur-
den, ist die erneute Zertifizierung 
kein Problem.


